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Ventilklausel kein geeignetes Mittel gegen Lohndumping

Unia fordert wirksame Massnahmen statt Placebo-Politik. Der Bundesrat hat an seiner heutigen Sitzung die Anrufung der Ventilklausel beschlossen. Die mit den Auswirkungen der Personenfreizügigkeit zusammenhängenden Probleme auf dem Arbeits- und Wohnungsmarkt werden damit nicht gelöst. Statt wirkungsloser Symbolpolitik verlangt die Unia von der Landesregierung wirksame Massnahmen gegen Lohndumping. Die Personenfreizügigkeit trägt zur vergleichsweise positiven konjunkturellen Entwicklung der Schweiz bei. Doch vom Wachstum profitieren nur wenige. Ein grosser Teil der Arbeitnehmenden kommt hingegen unter Druck. Lohndruck, Mindestlohnunterbietungen und andere Verstösse gegen die vertraglichen Arbeitsbedingungen verbreiten sich insbesondere in baunahen Berufen, aber auch in der Industrie und in verschiedenen Dienstleistungsbranchen.

Für diese gravierenden Probleme ist die Ventilklausel keine Lösung. Wie schon die Kontingentierungsmassnahmen unter dem alten fremdenpolizeilichen Arbeitsmarktregime schützt die Ventilklausel die Löhne nicht. Gerade die heiklen Bereiche der Entsendefirmen, der Kürzestaufenthalter (Meldepflichtige) und der Grenzgänger fallen nicht darunter.

Nur mit einer Verstärkung der flankierenden Massnahmen kann die Arbeitsmigration wirksam kontrolliert und negative Auswirkungen für bereits im Inland ansässige Arbeitsnehmende vermieden werden. Es muss garantiert sein, dass in der Schweiz Schweizer Löhne bezahlt werden. Dann können die Arbeitgeber nicht „billige“ Arbeitskräfte anstelle von Inländer/innen beschäftigen.

Statt Symbolpolitik verlangt die Unia fordert darum vom Bundesrat wirksame Massnahmen gegen Lohndumping:

· Die Sorgfaltspflicht der Erstunternehmer im Rahmen der Solidarhaftung muss auch während der Ausführung der Arbeiten durch Subunternehmer gelten – nicht nur bei der Auftragsweitergabe. Der Bundesrat muss den vorliegenden Verordnungsentwurf entsprechend anpassen.

· Die Zahl der Kontrollen im Bereich der Entsendefirmen und der Kürzestaufenthalter müssen verdoppelt werden, und Bund und Kantone müssen genügend Mittel zur Verfolgung und Ahndung der festgestellten Verstösse bereitstellen.

· Es braucht Normalarbeitsverträge mit gesetzlichen Mindestlöhnen in kritischen Branchen, namentlich im Gartenbau, im Detailhandel und in der Sicherheitsbranche (für alle Firmen).

· Weiter nimmt die Temporärarbeit stark zu. Trotz Temporär-GAV können Industriefirmen die Temporärbeschäftigten deutlich schlechter bezahlen als die Stammbelegschaft. Das führt zu Anreizen, auf „billige“ Temporärbeschäftigte auszuweichen. Es braucht eine Gleichstellung der Temporärbeschäftigten mit den Festangestellten.
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